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Die Entstehung von Gartenstädten.
D ie Geschichte unserer Zeit, die in kultureller Beziehung derNachwelt so manches glänzende Bild iiberliefern wird, hat
leider auch gar vle!e dunkle Blätter aufzuweisen, Wir meinen
die traurigen sittlichen und gesundheitJichen Verhältnisse in den
Großstädten, das Wohnungselend und den GrundsWckswl1cher.
Es wäre sicher kein gutes Zeichen für diese Zeit, wenn man
für die Schattenseiten einer hochentwickelten Kultur nicht auch
auf Abhilfe gesonnen hätte. Zu den verschiedenen VorschIäuen
welche für eine Bodenreform und seine Besserung der V{oh:
nungsverhältnisse eintreten, gehört auch die der "Gartenstadt­
gesellschaft" . Wie der Name besagt beruht der Leitgedanke
auf der Verbindung von Stadt mit Garten bezw. dem freien
Land und tauchte zuerst vor zehn Jahren auf in einer Schrift
von Th. fritsch in Leipzig, betitelt: "Die Stadt der Zukunft".
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Im Jahre 1898 begann eine Gartenstadtbewegung in Eng

land infolge der Schrift "To Morrow' l von Ebenezer Howard,
welche zur Gründung einer GeselJschaft "The Garden City
Association" führte, um den Howardschen Gedanken zu ver
wirldichcn. Howard will eine einwandfreie Stadtanlage er­
stehen lassen in einem Gelände, welches bis dahin nur der
Landwirtschaft diente und auch in dieser Bewertung anzukaufen
ist. Grund und Boden, Wald, Wiesen und Gärten bleiben
dauernd Eigentum der Gemeinde. Die Stadt selbst, für welche
eine Grundfläche von 2400 ha bei 400 ha bebauter fläche
und höchstens 30000 Einwohner angenommen werden, soH
also den Umfang der Großstädte nicht erreichen, jedoch mit
allen Einrlchtungen der Großstadt, Be
 und Entwässerung, Be­
leuchtung und Verkehrsmitteln versehen werden. Der Entwurf
einer StadtanJage stellt eine große KreisWiche (s. Abb. 1) dar.
Im Mittelpunkt der Stadt befindet sich ein großer Garten, um­
säumt von öffentJichen Gebäuden, Rathaus, Sammlungen, Schau­
spielhaus, Bücherei US\\'o Von der Mitte aus gehen strah!en
förmig, ähnlich wie die Straßen anlage in Karlsruhe, breite
Straßen nach dem Stadtiiußern. Um den Mittelpunkt der
öffentlichen Gebäude legt sich der ZentralparlI:, dessen i!ußere
Linie als Krysta1lpalast bezeichnet wird, d. h. dieser soll bei
ungünstigem Wetter als Wandel bahn, Erffischungs
 oder Markt­
halle bezw. l\äUfhaus dienen, oder auch Verkaufsstände auf­
nehmen. An eine breite RingsÜ-aße scl1!1eßt sich nun die
e.igentliche bebaute fläcJle an. Vier Gürtel bUden die Bau.

flächen für eine städtische Bebauung. In der Mitte dieser vier
Ringe ist noch eine et\va 130 m breite H.:iuptstraße (AJlee)
mit größeren Baum
 und Gartenanlagen anR;eordnet. Wieder
in der Mitte dieser breiten Hauptstraße sollen öffentliche Ge
bäude, Kirchen, Schulen, Denkmäier usw. Platz finden. Die
eigentlichen Bauflächen sind in kleine Grundflächen von etwa
210 qm aufgeteilt, ausreichend für Errichtung eines Dnfamilicn
wohnhauses. Die Errichtung von Mehrfamilienhäusern ist nur
zulässig, wenn mindestens 210 qm BodenfJäche auf je eine
Familie entfallen. Es ist geschlossene Bauweise vorgesehen
mit hintergelegenen Gärten bei etwa 30 m Grundstückstiefe.
An die für Wohnhäuser vorgesehenen Grundstücksgürtel schließt
sich ein weiterer Gebäudegürtel an., in welchem die Gewerbe­
betriebe und die gewerblichen Werkstätten unterzubringen sind.

Dieser äußerste Gebäudering wird von der Ringbahn umsäumt,
um den Gewerbebetrieben den notwendigen Bahnanschluß zu
ermöglichen. Die Ringbahn ist natÜrlich wieder an eine fern.
linie anzuschließen, um die Erzeugnisse der Stadt nach außen
zu bringen bezw. Rohstoffe und Lebensmittel der. Stadt wieder
zuzuführen. Von großer Bedeutung wäre auch noch die er
strebenswerte Nähe eines Kanals oder eines schiffbaren flusses.
Die außerhalb des Schienenkranzes der Ringbahn belegene
Zone würde der Landwirtschaft einzuräumen sein zur Erricb­
tung von Bauerngehöften und Molkereien mit WeidefJächen,
ferner für WalderhoJungsstätten, Pachtland, Obstgärten! Sport.
plätze, Ziegeleien, landwirtschaftlichen Schulen, Genesungsheirne
usw. für die dem Arbeiterstande nicht zugehörigen Einwohner
sollen in diesem Außenbezirke Landhäuser erfichtet werden.

falls nun eine dieser für 30000 Einwohner berechneten
Gartenstädte diese Zahi erreicht hat, sonen an den Berührungs­
punkten der Außen zonen gleiche Stadtan!agen erstehen, die
zusammen eine Gruppe um eine etwas größer anzulegende
Zentral-Gartenstadt mit etwa 60000 Einwohnern bilden wÜrden
(s Abb. 2). Eine Ringbahn und strahlenförmig geführte
ti.senbahnen sowie Landst! aßen würden den Verkehr der Städte
untereinander vermitteln.

Dies wäre in grol
en ZÜgen der Plan Ebenezer Howmds..
Es ist nicht z:u verkemlcn, daß dieser !deaiplan auf den

ersteIJ Blick etwas besticbL Der Verfasser verficht vor aHern
den Gedanl{cn des Eigenheims in Verbindung mit einem Gartcn,



ferner die größtmögliche Verkürzung des Weges zwischen
Wohn- und Arbeitsstätte. Wenn die letztgenannte Absicht
auch erreicht würde, so \vürdc aber die Anlage der Gärten
hin t erden dicht aneinander gereihten Häusern der Be­
zeichnung Gartenstadt uieht ganz gerecht werden, denn die
Gärten sind in den Straßen gar nicht wahrnehmbar und würden
so dem Stadtbild nicht im geringsten zugute kommen. Die
schematische Anlage will der Verfasser auch nicht strikte durch
führen, sich vielmehr jeweils den natürlichen Bedingungen des
Bodens anpassen, g1aubt aber eine gewisse Gesetzmäßigkeit
nicht aufgebcn zu dÜrfen, um den Bedürfnissen des Verkehrs,
der Anlage von Kanälen, Kabel usw., dienen zu können. Die
Unterbringung der Geschäfte, der Verkaufsstände und Kauf­
häuser an dem Ring des Zentra1parks, dem sogen. Krystall­
palast, entspricht nicht der geschichtlichen und natürlichen Ent­
wicke1ung, welche die Geschäfte stets in die Hauptverkehrs­
straßen des dichtbevölkertsten Stadtteiles weist und nicht an
die Stadtgrenze. Auch die öffentlichen Gebäude: Rathaus,
Schauspielhaus, Schulen, Kirchen usw., haben durchgängig
ihren Platz inmitten des Wohnungskerns, während der Howard­
sehe Plan diese Gebäude außerhalb der Wohnhäuser in weit­
ausgedehnten Garten. und Parkanlagen unterbringt. Die Be.
gründung dieser etwas phantastisch anmutenden Verlegung der
Geschäftsräume und öffentlichen Gebäude außerhalb der Ver­
kehrsstraßen, dürfte in der offensichtlich beabsichtigten Durch­
führung des sozial-kommunistischen Grundgedan ens zu finden
sein, der verhüten wil!, die zufällige Lage eines Anwesens an
einer Verkehrsstraße nut7_bringender zu gestalten, als die eines
abseits gelegenen Anwe ens.

Von grundsätzlicher Bedeutung bei der Beurteilung der
gesamten Stadtanlage wäre schließlich dic Beantwortung der
Frage: Ob bei einer Stadt von nur 30 000 einwohnern ein
solch starker Aufwand an Verkehrswegen, breiten Straßen und
P1ätzen berechtigt sci? tin Vergleich mit gleichgroßen Städten,
wie Oppeln, Srieg, Forst i. L., Insterbmg, Grauden7, Hohen­
salza US\\'., dürfte diese frage verneinen. Bedenklich noch
wären auch die Kosten der Anjage se1bst wie auch die stän­
dige Unterhaltung derselben, die jedenfa11s von der Arbeiterbe.
vö1kerung, die doch bei dem Bau dk-ser Stadtan!agcn haupt­
sächlich in Betracht kommen soli, kaum aufzubringen sind oder
verzinst werden können.

Es ist leicht verständlich, daß die Howardschcn Pläne be.
sonders in Engl nd auf fruchtbaren Boden fielen und die schon
eingangs erwähnte Gesellschaft "The Garden City Assoeiation"
eine rührige Werbungstatigkeit entfalten konnte. ]n England
ist bekanntlich die Einfamilienwohnung zu Hause, sowohl als
eigenbesitz wie auch als Miethaus ; ferner ist dort eine Jehens­
ähnliche Verpachtung von Gutshöfen be7.w. Pachtgütern landes­
üblich. So war es der vorgenannten GeseHschaft bereits vor
drei Jahren möglich, eine Aktiengesellschaft: "First Garden
City Umited" mit 6 Millionen Mark Aktienkapital in Stücken
von je 1 00 bezw. 20 Mark zu grÜnden zur Anlage der Garten­
stadt Hltchin, 50 km nördlich von London belegen. Die An.
lage, deren P1an vorliegt, weicht etwas von dem Howardschen
Musterplan ab und paßt sich mehr den vorgefundcnen Ver­
hältnissen an. Zurzeit ist man mit dem Ausbau der Straßen
beschäftigt, sowie mit dem Verlegen der Wasser-, Kanal- und
Gaslcitungen. Nicht minder bemüht sich die GeseJJschaft, Gc.
werbe und fabri!ibetriebe mit einer größeren ArbeIterzahl her­
anzuziehen, U111 die Stadt möglichst rasch auszubauen, schon
um das angelegte Kapital für die Herrichtung der öffentJichen
Anlagen ur:d Verliehrsmittel möglichst ba1d nutzbringend zu
machen. Uber einen Erfolg läßt siel] voraussichtlich erst in
einigen Jahren urteilen.

Auch in unserem Vaterlande hat die ungeheuere Verteuerung
des Grund und Bodens in den Großstädten und die damit ver­
bundene Wohnungsnot zur Gründung einer "Gartenstadtgesell'
schaft" geführt, deren Sitz in Schlachten see bei BerJin ist. Ihr
Ziel ist die Gewinnung breiter Vo!kslueisc für den GedanlwJ1
der Errichtung von Gartenstädten auf der Grundlage des Ge.
n:ejnei entums von Stadt. und Landboden, sie empfiehlt ferner
eitle \vlrtschaftJiche und ausgeglichene Auf teilung des platten
La'ldes und eine zweckmäßige Durchsetzung von Städten wie
auch eine Verlegung der Gewerbebetriebe von der Großstadt
auf dJS platte Land.

Für die deutschen Verhältnisse lassen sich die Pläne der
englischen Gartcnstadtgese\!schaft kaum ohne weiteres über­
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nehmen, deshalb macht die Deutsche Gartenstadtgesellschaft
auch der deutschen Eigenart schon einige Zugeständnisse. Die
in den letzten Jahren erschienene flugschrift der Deutschen
Gartenstadtgesellsehaft: "Die Großstadt aJs Stadtgründerin H vpn
A. Abendroth*), die bei unseren Volkswirtschaftlern und in
sozial denkenden Kreisen Beachtung verdient, redet der
GrÜndung von Gartenstädten durch die Großstadt das Wort.
In den sehr lesenswerten Ausführungen würde eine derartige
Stadtanlage in gewissem Sinne als Tochterstadt bczw_ Stadt
oder Industrieansiedehmg 7U gelten haben, welche auf jung­
fräulichem Boden, d. b. zu dem landwirtschaftJichen Wert, 7.U
gründen $ei. So Jeicht die Ausführung theoretisch zu sein
scheint, dürften doch eine Reihe von Schwierigkeiten der Aus...
fü.hrung entgegenstehen, die eine wünschenswerte Verwirklichung
des Planes noch in weitem fe!de erscheinen lassen. Zunächst
treten die WohnungsmißHchkeiten in Städten von 15000 bis
25000 Einwohnern nicht so auffallend zu Tage, um die
Gründung einer Gartenstadt im Sinne der Gesellschaft not
wendig erscheinen zu lassen und kleinere Städte werden für
die Errichtung von Gartenstädten kaum zu haben sein _ Dem
Gartenstadtgedanken steht auch ein gewisses Bestreben der
Kleinstädte entgegen, sich mögliclJst rasch zur Großstadt aus­
zuwachsen. Die Grnndung einer Gartenstadt innerhalb der
städtischen Grenzen bei einer Stadt von über 25000 Ein­
wohnern, dÜrfte sich schon durch die hohen Bodenpreise ver
bieten, da bei derartig großen Städten der Bodenwert in der
Regel schon eine solche Höhe erreicht hat, daß ein frwerb
von Grundstücken zum landwirtschaftlichen Wert kaum mögHch
sein dürfte; dasselbe ist bei noch größeren Gemein'Wesen der
faH, wo die flucht!inien fast durchgängig schon bis zur Ge
markungsgrenze festgesetzt sind. Auch der Bodenwert in den
Vororten dieser Städte von Über 30000 [inwohnern dürfte
den Preis von 20 dJt für 1 Ar, den der Verfasser seiner Be­
rechnung zugrunde legt, um ein el kleckliches übersteigen, be­
sonders in den mittel- und westdeutschen Gebieten. Nicht
geringe Hindernisse bietet auch, fa1!s zu einem so billigen Preis
ein großer Landstrich wirklich zu haben wäre, das Fehlen der
natÜrlichen Vorbedingung für die Gartenstadt j z. B. ein acker­
baufähiges Gebiet, ebenso würde ein stark bewegtes, felsiges
Gelände und vor allen Dingen der J\1angcl eines Anschlusses
n einen Hauptverkehrsweg bei einem sonst preiswerten Ge­
lände die Anlage unmöglich machen. Es dürfte sich so nach
kaum der Abendrothsche Plan, daß die Großstadt selbst als
Gartenstadtgründerin auftritt, verwirklichen lassen und wenn, dann
würden diese Industrieansiedlungen so entlegen von der Groß­
stadt zu errichten sein, daß durch die große räumliche Ent­
fernung die gemeinsamen Interessen nicht nur gefährdet, sondern
fast aufgehoben würden. fast möchte man eine selbstständige
Neugründung noch leichter durchfÜhrbar halten. Ganz be.
sonders würden sich zu einem Versuch die entiegenen Gebiete
an dem neu zu erbauenden MitteIlandkanale eignen, besonders
da, wo sich die Berührungspunkte mit der Eisenbahn herstellen
lassen.

So außerordentlich einnehmend der Grundgedanke der
GartenstadtgeseUschaft auch ist, es stehen demselben außer
den bereits geäußerten auch noch Bedenken entgegen, die in
der Eigenart unseres Volkstums ihre Wurzeln haben, nämlich
einen Besitz zu haben, dessen Standort nur gepachtet wäre.
Der Erbbaugedanke ist für unser Vaterland noch zu neu und
es dürften noch einige Jahrzehnte vergehen, ehe wir uns mit
dieser Neuerung abgefunden haben. Schwieriger dürfte dieser
Gedanke dem Gewerbebetriebswesen zugänglich sein, das auf
Freiheit in seiner Entwickelung den größten Wert Jegt. Mit der
\Veigerung des VerIegens der Gewerbebetriebe in die Garten
stadt fällt auch der Gesamtp1an.

Annehmlicher dürfte sowohl dem Bürger als auch dem
Fabrikherrn eine Anlage in der bekannten Form der Renten
güter sein, wo der Besitz schließlich nach etwa 60 bis 70
Jahren in das Eigentum übergeht. Jedenfalls hat es sich die
deutsche Gartenstadtbewegung sehr angelegen sein lassen,
weitere Kreise für ihre Gedanken zu gewinnen und wenn das
gesteckte Ziel auch sobald und vielleicht nie zu erreichen Ist,
so gelingt ihr doch sicher das erstrebenswerte Ziel, eine innige
Verbindung von Land und Wohnstätte dem Volk näher zu

") "Die Großstadt als Stadtgründerin" von A. Abendroth, liannover
Städtischer OberJandmesser und Kulturingenieur. Verlag der Deutsche
Gartenstadtgesellschait In Schlachtensee bei Berlin. Preis 50 Pfg.



bringen, um eine EntvöJkerung der Großstädte herbeizuführen
und un1 so die Wege zu ebenen, auf dem Landgebiet in freier
Lage gesunde AnsiedeJungen erstehen zu lassen.

Georg Schmidt, Architekt, Frankfurt «. M.-Bornheim.

Die Gartenstadt der armen Leute. Bei dieser Ge­
Jegenheit sei auf einen praktisch durchgeführten Versuch hin­
gewiesen, über welchen Oberbürgermeister Wilrns-Posen im
Jahrbuch der Bodenreform berichtet.

Der Ausweg, den die Stadt Posen seit 1908 praktisch
erprobt, ist so vortrefflich und hat auch zu so schönen Er­
gebnissen geführt, daß man sich wundert, warum er nicht
schon längst beschritten wurde. Die Stadt hat ihren Armen
anstatt des Gcldc.:3 Land ZUr Bebauung als Unterstützung zu­
gewiesen. Kleine Parzellen zu 200 qm. Als Dünger erhielten
die Leute Straßenkehricht umsonst. Mit Eifer machten sie sich
an die Arbeit, und als im vorigen Herbst gefragt wurde, wer
nächstes Jahr wciterbauen wollte, baten sie aHe darum. Bis
jetzt hat die Stadt über hundert Personen mit solchem Garten­
land bedacht und will es künftig noch in erweitertem Maße
tun. Denn" überdies - sie macht cin Geschäft dabei, trotz­
dem sie se]b r erst das Land pachten muß. Aber die Pacht­
summe j t eben erheblich geringer als die U:lterstüt7.ungen in
bar, die sie sonst zahlen mußte.
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VerbalHIstag
deutscher Baugewerksmeister.

(fortsetzung und Schluß zu Nr. 73.)

U eber die Bedeutung des Holzes als ßaumaterialhielt 13a.umeister MuHer-Dresden einen längeren Vortrag. Er
betonte den wirtschaftlichen Nutzen, den das Holz als Baumaterial

hat, den ästhetischen und praktischen Wert der Holzbauten, die
Verdrängung des Holzes durch anderes Baumaterial, als Eisen und
Eisenbeton und wie man auch jetzt bestrebt sein solle, sich den
Holzkonstruktionen wieder zuzuwenden. Eine große Anzahl ModelJe
von HoJzbauten war auf der Scitenempore des Saales aufgestellt.
Redner verwies in seinem Vortrage auf diese Modelle, auf die Vor
züge der Holzbauten, wegen ihrer Wärmehaltun!l, SchalldämpfunR,
auf die Vorteile der Spannkraft. Auch betreffs der FeuergefährJichkeit
ständen Ho1zbauten bel größeren Btänden vorte,lhafter als Steinbauten
mit eisernen Trägern da, was auch von den feuerversicherungs­
gesellscbaften schon anerkannt werde. Seine Ausführuugen faßte er
dahin zusammen: Die Bedeutung des Holzes als Baumaterial1iegt
schon im Alter der Vcrwend _mg und weiter darin, daß das Holz als
natürlicher Baustoff ein zuverlässiges I\0118truktionsmaterial ist,
welches zufolge der mannigfachen Bearbeitungen und ausgedehnten
Verwendbarkeit an Wert nicht verloren hat, wenn es auch in manchem
von anderen Baustoffen übertroffen wird. In Stellungnahme zu
manchen BaupoJizeiverordnungen ist anzuführen, daß bere-its durch
die im ganzen Deutschen Reiche sich bemerkbar machenden Be
wegungen für Schutz und förderung heimatlicher Bauweise die Bau­
polizeivorschriften und Brandversicherungs_ Verordnungen, welche
hIndernd im Wege gestanden haben, zum großen Teile bescifgt sind,
und daß da, wo es noch nicht geschehen, sicherJich auf Beseitigung
zu rechnen ist, zum mindesten aber jetzt schon Erleichterungen ge
schaffen sind, we1che die Durchführung von Holzkonstruktionen dort
ermöglichen, wo es infoJge bestehender Gesetze noch nicht angängig
ist. Die Anregungen dazu brauchen nur gegeben zu werden. Zu­
folge des hohen Interesses, welches die Regierungen bezeugen, kann
auf BerücksichtJgung gerechnet werden. - Die Frage, ob in den
letzten Jahrzehnten eine wahrnehmbare Zunahme der Vernachlässigung
des Ho!zes als Baumaterial gerechtfertigt ist, ist einfach zu ver­
neinen. Hieraus f.1lgert sich aber die frage: Was hat der Verband
zu tun? Der Verband sowie die Verbandsinnungen mit ihren Mit­
gliedern haben in festem Zusammenschluß dahin zu wirken, daß noch
bestehende Hindernisse beseitigt werden, aber auch durch Tätigkeit
in Ausarbeitung von Holzkonstruktionen, welche den Ausführungen
in anderem Material, a1s in Eisen und Eisenbeton, E'leichzustellen
sind, zu beweisen, daß das HoJz als Baumaterial noch nicht in Ver­
fall ist, daß es vielmehr auch zu den schwierigsten Arbeiten sich
eignet und als eines der wertvollsten Baustoffe zu gelten hat.

Wir müssen, so führte der Redner zum Schlusse aus. besorgt
sein,  a, wo es angänig ist. aber besonders da, wo es Verhältnisse
und Ortlichkeiten gebieten, wo uns von N.1tur der reiche, kräftige
Holzbestand als Material zum Bauen unserer Wohnhäuser, fabriken,
Gehöfte u. a. angewiesen ist, aus Rücksicht der Billigkeit, aus Liebe
zum Zimmerergewerbe, den Holzbau anwenden. Ist das unser Ziel,
-so werden wir auch erreichen, daß das Holz als Baumatedal wieder
zu größerer Anwendung l;:ommt und wir Hand in Hand mit den Ver.
einigungen zum Schutze und ZUr Förderung heimatlicher Bauweise
im eigenen Interesse für unsern Stand an der Hebung des bedrohten
Baustoffes arbeiten. Dem Redner wurde reicher Beifall gespendet
Dem Vortrage folgte eine umfangreiche anregende Aussprache, in
welcher auch die Feuergefährlichkeit und Haltbarkeit im Vergleich
zu anderm Baumaterial erwähnt wurde und in welcher Votgt-München
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u,  :J.. erzä lte, daß bei _dei sehr  eftigcn Isar-Üerschwemmung in
Munchen eme aHe HoJzbr cke gegenuber den Stein- urid Eisenorüclren
s clbst neuester KonstruktIOn am besten Stand gehalten habe. Zum
chluß emI?fahl der Vorsitzende, daß die wichtige Frage auch w iter
In den ßeLJ ks- und Lokalverbäncten zur Erörterung ge1ange.

Der nachste Punkt betraf: Stellungnahme iu dem Ent­
w.ur  der neuen .Reichsversicherungsordnung. Die
WIchtige Angelcgebhelt wurde bereits in der Versammlung der
BerufsgenosScnsch<;ftet;' am Sonna.bend sehr eingehend b,:sprochen
und dort_eine ausfuhrhche ResolutIOn gefaßt, an Hand deren Stadt­
rat 0. ßurgscher-Eberswalde sich in weiterf;:1 Ausführungen mit den
er stesten Be enken gegen den Gesetzentwurf wandte. Er schloß
se ne Rede mit den Worten: "Mögen die Gesetzgeber sehen daß
kem Schaden geschehe! Wenn die jetzt vorliegende Reich'sver_
slcherungsor mmg oder eine solche in den grundlegenden Bestim­
mungen B stImmungen, wie die "Kö'!1. Ztg," berichtete Gesetz wird
s  fü.rchte .hoh, daß .sie fü.r die sozlalen und wirtsch ftlichen V er
haltmsse nicht nur eme Gefahr, sondern ein Unheil wird 11

Architekt Voigt-VJün,?hen fÜhrte zu dem Vortrdge des 'Vorredners
a?s, daß er  ags zuvor lJJ einer Kommission mit earbcitet, weJcI1t=
eme .ResolutlOn verfaßt pabe, welche die Grundgedanken seines in
Aussicht g steJ1ten Vortrages cnthie1ten, Er wo1if: mithin auf die
Haltung ?emcs V rtrages verzichten und dIe Resolution zur Ver­
lesung bringen. Dieselbe hatte fol enden Wortlaut:

. L Der I3nt urf der .Rcichsversicherungsordnung briügt auf dem
Gebiete der Arbe!tervcrslcherun  eine Reihe von anerkennenswerten
Verbesserungen.

. So ist insbesondere zu begrüßen, daß die Krankenversicherunos_
pflIcht auf alle unseJbständigen, in dienender Ste1!ung befind1ich n
P_ers1?nen au gedehnt" und damit der Kreis der für die Kranken_ und
fur.  Je Imra.hden-Vers.leherung in Betracht kommenden Personen ein
helthcher gcstaltet wIrd.

Es wird anerkannt, daß den Arbeitgebern die J'\litarbeit in den
Kra?kenkaswsc  wie er in weiterem Umfange und in sachdienlicher
Welse ermogltcht wird,
. Mit Riicksicht auf die eintretenden Verbesserungen wird gegen

dl  neue und große Mehrbelastung, welche die Halbieruna der Bei
tra e zu d n K.rankenk.assen, die Erhöhung der Beiträge fur di rn
v 1iden".:erslcherung, dIe Ausdehnung der Versicherungspflicht und
d e Erho.hung von Entschadlgungsleistungen mit sich bringen wirdnichts elJJgewendet. '
.. H. Gegen jedc  clastung, welche durch die Aufbrin ung un

nut er und unI?roduktlver K08;ten b steht, wird Verwahrung eingelegt.
Es 1st daher die Frage, ob dIe Errlchtung von Versicherungs ämtern
vom Standpunkte der Krankenkassen und Inv.1lidenversicherun cr s.
an taltcn notwendig ist, nochmals genal.h r und sorgfältiger Prufu g
z  untersteIJ n. Sc on jetzt wird d.er Ubcrz ug!1n  Ausdruck ge.
g;;;ben, da.ß diese Prufung ergeben wird, daß die .tmchtun()" der kost­
spieligen Versicherungsamter mit ihren vielen neuen Be:mten Imd
großen Kosten wie fÜr die Unfallversicherung, so auch für die
K:ranken_ und InvaIidenversicherut1R nicht notwendiG ist daß viel­
mehr durch einen zweckmäßigen Ausbau der jetzt wrha denen Be
hörden .und durch Vereinfachung des 1I1stanzenzuges schon jetzt im
wesentlrchen dasselbe erreicht wird. Fur dic Innunoskrankenkassen
wird die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Erri htun(5 einer be­
sonderen Behörde mit den Aufg"aben der Versicherungsl'mter nichtanerkannt.

Daß die Beisitzer zu den Versicherungsämtern nur von den
I5rankenkassen.  ewählt w rden sollen, ist eine UnbiJligkeit gegcn­
uber den Verslcnt'!ungstragern, denen zudem ein araBer Teii der
Kosten für diese .-\mter überbürdet werden solL ...

III. $9 s.ehr das Bestreben, große leistungsfällige I\ranken_
kassenverhaJtmsse Zu schaffen, anerkannt wird, so muß doch der
Auflösung vieler bescehender und Erschwerung der Schaffung ncuer
Betriebskrankenkassen widersprochen werden. Es wäre im Gegen­
teil erforderlich, die Er;stehung neuer Betriebskrankenkassen, die

:    r;:  aßen mehr i:: isten, als alle übrigen Arten l\assen, zu
Das Bestr:eben, die unleidlichcn Verhältnisse zwischen Kl .anken

kassen sowie Arzten und Apothekern zu bessern, wird begrüßt, es
bedarf jedoch auch das Verhälmis zwischen den anderen Versiche­
rungsträgern und den Ärzten dringend der Regelung.

Die Schaffung eines SO:1dergcrichtes zur.. Vorentscheidung von
vermögel1srcchtlichen Streitigkeiten zwischen Arzten (lnd Vcrsiche
rungsträgern wird nicht für zweckmäßig erachtet.

IV. Die BeziellUngen zwischen den einzelnen Versicherungs­
trägern werden immer nur rein äußerlich sein, so lange es nicht ge­
lingt, die Aufgaben der verschiedenen Verhand!ungsträger auch in
einen inneren Zusammenhang zu bringen. So lange die Leistungen
der Versicherungsträger nicht auch organisch, sondern nUr zeitlich
ineinandergreifen, werden Streitigkeiten wegen des eventueIJen Er­
satzes von Aufwendungen immer wieder vorkommen müssen, d.:l
jeder Versicherungsträger das Bestreben haben wird, so weit gesetz­
lich zulässig, sich zu entlasten. Die Regelung in der Reichsver­
sichemngsordnung bringt nicht eine Bes.eitigung, sondcro nur eine
Verschiebu<1g der Streitigkeiten.

V. Die Bestimmung, daß bei Unterlassung einer Anme1r
dunR" der Arbeitgeber die vollen Aufwendungen der l\rankenk1sse
zu ersetzen hat, i!5t zu beseitigen; die DurchfÜhrung der AnmelJe
pflicht ist durch entsprechende strenge Strafen sicherzustellen.

Die Zurücksetzung der Selbstversicherten bei Berechnung der
Hinterbtiebenenrf'nte dadurch, daß die freiwilJigen Beiträge nur zur
Hälfte in Anrechnung gebracht werden, jst unbillij:!. Es darf die
Hoffnung ausgesprochen werden, daß hier eine Gleichstellung der
Se!bstversicherten mit den Pnichtversichcrten herbeigefÜhrt wfrd.



-444
Zum Schluß besagten die Ausführungen: Im übrigen wird zur­

zeit davon abgesehen, auf einzelne Punkte besonders einzugehen.
Es muß die Begründung der Regierung abgewartet werden.

Zimmermeister Nieß tei1te noch eine Reihe Beispiele aus seiner
praktisct]\:'n Erfahrung mit und sprach dann die Hoffnung aus, die
Regierung möge mehr als bisher die Urteile der im praktischen
Leben stehenden l\'länner einfordern. Die vorstehende Resolution
wurde dann einstimmig genehmigt.

Zu dem Punkt: Schäden und Haftpflicht für Haus­
s eh \Va 111m nahm zunächst Baumeiter Neßler-WolIstein das Wort
um in kurzen Auszügen darzutun, daß die vielen Schwamm- nsprüche,
welche die Gerichte beschäftigen, eingeschränkt und die Bestim­
mungen der bezügJichen Gesetze zu ändern erstrebt werden mugse.
Eine bezügliche Denkschrift sei auszuarbeiten, fÜr we1che er folgende
Leitsätze em pfahl:

1. Beirrl Auftreten des Hausschw mms (iHerulius lacrymans)
ist eine I-Jei!ung des Gebäudes möglich: Der Pilz kann ausgeratet
werden.

2. Es ist als beweiskrättig festzusteHen, daß Hausschwamm und
TrockenfäuJe ohne Verschulden des Bauausführenden in ein Haus
kommen können, denn es steht fest, daß auch bei Verwendung von
nur neuem Material Hausschwamm in die Neubauten verschleppt
werden kann.

3. Es muß anerkannt werden, Claß Hausschwamm und Trocken­
fäule auch bei Verwendung des besten Materials auftreten könncn.

4. festzusteJlen ist, daß zwischen Schwamm krankheiten und
Trockenfäule In praktischer und theoretischer Beziehung ein derart
großer Unterschied besteht, daß nicht beide baufachlich gJeichgesteiJt
werden dürfen.

5. Die Gleichstellung des Trockenfäulepilzes Polyborus vaporarius
mit dem Hausschwamm in rechtlicher Beziehung ist nicht zu billigen.
Es ist besonders dagegen aufzutreten, daß vor Gericht auch noch
andere Pllze außer dem Hausschwamm dieselben Nachteile für den
Baumeister nacb sich ziehen sollen, wie der Hau schwamm.

6. Die Ausdehnung der AnzeigepfHcht vOlhandenen Haus­
schwammes oder vorhandener Trockenfäule auf die Anzeigepflicht
des Verdachts dieses Auftretens ist Hir das ßaugcwerbe unerträglich.
Insbesondere muß gefordert werden, daß nach erfolgreichen Aus­
besserungen ejne AnzeigepfUcht des Verdachts nicht mehr besteht.

7. Sol1te dies nicht erreichbar sein, so muß bei "arjZ­
listiger Verschweigung" die heute gültige 30 jährige Gewährfrist ab­
gekürzt werden.

8. Es müssen Wege Refundcn werden, um den nach Ausbesse­
rungen \'Orhandenen MInderwert von Gebäuden zu beseitigen. Es
muß dagegen eingeschritten werden, daß bei Auftretcn von Trocken­
fäule ein "Minderwert" zugestanden wird,

9. Das Baugewerbe hat das höchste Interesse daran, daß Haus­
schwamm kein absoluter WandeIungsgrund bleibt, sOlIdern daß von
fall zu f _11 die Erheblichkeit des Schadens nach angerichteter und
in Zukunft möglicher Schiidigung gemäß Würdigung der baulichen
Verhältnisse I;nd der Lebensfähigkeit der Pilze beurteilt werden.

10. Obligatorische Hausschwamm-Bekämpfung ist notwendig.
11. Ein besseres Zusammenarbeiten der Praxis mit der Wissen

schaft, spezie!! mit solchen Forschern, die für die Praxis Verständnis
haben, ist nötig. Deshalb ist der im Baugewerbe fast allgemein zu
spürende Widerstand gegen die Zuziehung botanischer Sachver­
ständiger nicht zu bilIigcn.

Anschließend an diese Ausführungen beleuchtete Herr Pro­
fessor Mez (Königsberg) vom botanischen Standpunkt aus die ver­
schiedensten Arten von Pilzen, ihre Lebensbedingungen, ihre Ent­
wickelung und Verbreitung. Eine SammlulIg der verschiedensten
Pilze w.;:r von dem Vortragenden ausgelegt und diente wesentlich
zur Erläuterung des Vortrages, Dem Redner wurde fÜr seine Dar­
legungen reicher Beifall.

Als weitere Redncr sprachen hierzu Ingenieur Wolfmann (Berlfn)
und ReclItsanwalt D . Rümmler (Wolistein). Letzerer bezog sich in
seinen Ausführungen vom juristischen Standpunkt aus auf den Werk­
vertrag und den Kaufvertrag und erläuterte die objektive Haftung
( hne  erschulden), die subj ktive Haftung (mit Verschulden), und
dIe Erfullungs-[-Jaftung (Verpf!!chtung, den Schwamm zu beseitigen).

Die aufgestellten Leitsätze werden angenommen und be­
schlossen, ein Merkblatt Über die Hausschwammfrage aufzustelJen
und dieses auch der großen Allgemeinheit zugänglich zu machen.
Zur .(\usführung wurd:: eine Kommission gewählt.

Ubcr Ball g ewe r k s c h u 1 e n sprachen Burchardt-Gotha Boas­
Iserlonn und HöHner-Dresden. Vom Norddeutschen Innungsbezirks­
verband war beantragt: Von solchen Lehrlingen, die während ihrer
Lehrzeit gleichzeitig eine Baugewerkschule besuchen ist sofern sie
unter 16 Jahren in die lehre treten, eine praktische TAtigk'eit in ihrem
Handwerk von mindestens 30, und sofern sie in einem AJter von
über 16 Jahren eintraten, VOn mindestens 24 J\1onaten vor ihrer Zu­
1assllng zur GeseIlenprüfung nachzuweisen,

Zur t,ufnahme in die BaugewcrkschuJe ist als Maßgabe anzu­
nehmen, daß eine praktische Arbeitszeit von zwei Sommerperioden
mit dazwischenliegender Winterperiode zurückgelegt ist.
. Burchardt forderte In seinem Vortra,r-, daß die pralÜische Aus_

bIldung der Lehrlinge, bevor sie in die ßaugewerJ{schule eintreten
e!ne bessere sei.. Bei  einc: forderung nach besserer AII emein
blldung der Lehrl1nge be1m E!ntritt in die unterste f\Jasse der Bau­
ge:\r. rkschu le griff Boos dj  Volksschule heftig an, "die Aufsichts­
b l1ord  musse g"a z e.ner !sch eintreten, daß die Lehrer mehr als
bisne; Jhre S.cl1U!d[ kelt taten, denn mit der Allgemeinbildung der
Lehrlmge se! es dort, wo keine Fachschulen sind schrecldich"
Der dritte Redner forderte ein bestimmtes höheres' M ß von fach
und Allgemeinbildung fÜr aUe Baugewcrkschu!en. Manche BauO"e.
werkschulen le:Jten nur von Reklame und seien wahrc$ Ungezlef r.

Der ganze Lehrkörper wechsele alljahrlich, aber jedenfalIs nicht, wenn
man den Lehrern ein auskömmliches Gehalt gebe, ihnen Pension
zusichere und die Witwen_ und Waisenversorgung regele. Ein Be­
schluß wurde nicht gefalSt, und in eine Besprechung der Vorträge
wurde nicht eingetreten, da die Angelegenheit der Ba.uschulen den
nächstjährigen DeJegiertentag eingehend beschäftigen wird. Die Mit­
glieder. der Schul kommission wurden wieder ewählt.

Uber Verdingungswesen sprach Rogge-Bremerhaven. Der
Punkt soll im nächsten Ja.hre wieder auf die Tagesordnung gesetzt
werden.

folge gegeben wurde dem Antrage: "Die Delegiertenversamm­
lung wolle sich dahin aussprechen, daß es tief bedauerlich ist.
daß Staatsbehörden auf Drängen sozialdemokra­
t j s ch erG e werk s c haften hin geneigt sind, den schon
jetzt bei seiner Tätigkeit vieHach beaufsichtigten und mit reichlicher
Kontrolle bedachten Stand der Baugewerksmeister noch weiter in
geradezu beschämender Weise zu bevormunden dUrch Anstellung
von unnötigen und unbefähigten KontroiJeuren. Die Versammlung
möge in aller form Stellung dagegen nehmen und den geschäfts­
fÜhrenden Ausschuß beauftragen, durch Eingaben bci den zustän
digen Staatsbehörden Schritte dagegen zu unternehmen."

Ein weiterer Antrag war: "Die Delegiertenversamm!ung wolle
dem geschäftsführenden Ausschuß empfehlen, die Grundung von
PoJierverbändeu zu fördern und die Innungen zur Unter­
stlitzung der PoJierverbäude anfzufordern. Um den Stand der Poliere
in sozialer Hinsicht zu heben, soU empfohlen werden, für die Poliere
eine besondere Art der Lohnzahlung, z. H. MonatsJohn, einzufÜhren,
und mit den Polieren AnstelJungsverträge mit Kündigungsfristen ein­
zuführen." Der Antrag soll der Kommission für Polierverbände im
Deutschen Arbeitgeberbund übermittelt werden.

Den K ass e n b e r i c b t erstattete HertHng.Charlottenburg, wo­
nach das Verba.ndsvermögen 6881,04 ,jll beträgt, die feierabend- und
Bernhard Fclisch-Stiftung 72843,69  Jl Vermögen besitzt.

Der Geschäftsführende Ausschuß des Jnnungsverbandes, be­
stehend aus den Herren ß. felisch, R. Otto, G. Böhme, M. HertUng,
L. Gansow, F, Krüger und G. Gestrich, wurde wiedergewählt.

Die nächstjährige Tagung findet in Danzig statt.
Am Abend fand ein festessen in der Tonhalle statt, an weJchem

500 Personen teilnahmen. Am Mittwoch beschlossen Ausfluge nach
Rostock und Kopenhagen die Arbeitstage.t fi

Verschiedenes.
Ausstellung. Eine Industrie- und Gewerbeausstellung

ist, der "Pos. Ztg." zufolge, für das Jahr 1911 in Posen be­
absichtigt. Mit Wahrscheinlichkeit ist anzunehmen, daß die
Ausstellung nicht auf die Provinz Posen beschränkt bleibt,
sondern die benachbarten Provinzen mit umfassen wird.

Verbands" Vereins, IISW. AII!lelegenheiten.
Techniker und Verwaltungs reform. Auf der dies

jährigen Tagung des "Verbandes deutscher Architekten- und
Ingenieur-Vereine" wurde hierüber berichtet: Ir: d r frage der
preußischen Verwaltungs reform ist der Verband ebenfalls nicht
untätig gewesen. Die Ziele und Wünsche des Verbandes sind
den beteiligten Ministern, in deren Abteilungen Techniker in
größerer Zahl beschäftigt werden, mündlich im a!lgemeinen
dargelegt wordcn. Es bedarf jedoch einer klaren fassung po­
sitiver Vorschläge, die auch in der Öffentlichkeit mit Nach
druck zu vertreten wären, um etwas zu erreichen. Namentlich
würden Rcformvorsch!äge für die verschiedenen technischen
Vcrwaltungen zu machen sein. Außerdem aber ist die aJlge
meine Frage zu behandeln, welche grundsätzliche Stellung die
Technik als Ganzes in der aJ!gemeinen Verwaltung und in deren
verschiedenen Stufen enthalten soll, und wie der Gefahr vor­
gebeugt werden kann, daß die technischen Beamten völlig zu
Hilfsarbeitern des durch das Gesetz von 1906 über die Be­
fähigung zum höheren Verwaltungsdienst neu gekräftigten
juristischen Verwaltungssystemes herabgedrückt werden.

Nach lebhafter Aussprache werden die bisher geschehenen
Schritte in dieser Frage gebiJJigt und es wird der Vorstand er­
mächtigt, nunmehr an die technischen Hochschulen we en des
Ausbaues der Lehrpläne heranzutreten. i::ine Denkschrift des
Ausschusses hierzu mit bestimmten Vorschlägen wird Mitte
Oktober fertig sein. Es jst dabei zu betonen, daß der Verband
in erster Linie danach strebt, den wirklichen Techniker zu be­
fähigen, die höchsten Stellen in der Verwaltung ausZLlfüHen,
daß er dagegen keinen Wert darauf legt, t(räfk auszubilden,
die nur eine halbe technische Bildung haben und zwischen
Techniker und Verwaltungs beamten stehen. Dagegen kann der
Wunsch des" Vereins Deutscher Ingenieure", daß die Techn.
Hochschulen ebensowohl wie die Universitäten Verwaltungs­
beamte wollen ausbilden dürfen, wenn diesen eine besondere
Fakultät hierfür angegliedert wird, wohl unterstÜtzt werden.


